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Rundschreiben WiTechForsch Nr. 1/2012 
 
 

Überarbeitete Beihilfevorschriften der Europäischen Kommission zu 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) 

 

Die Europäische Kommission hat die Vorschriften zu Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse überarbeitet. Dadurch ergeben sich zum Teil erweiterte Nut-

zungsmöglichkeiten auch für die Berliner Verwaltung.  

 

Im Kern betreffen die veränderten DAWI-Regelungen – wie bereits die nun überholten Vor-

läufervorschriften – den beihilferechtlichen Sonderfall, dass eine staatliche Beihilfe gleich 

welcher Art als Ausgleich gewährt wird, um die defizitäre Erbringung von „Dienstleistungen 

von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse“ durch ein Unternehmen zu kompensieren, das 

mit der Erbringung dieser Dienstleistungen vom Staat betraut wurde. 

 

Allgemein umfasst die Betrauung mit einer besonderen Dienstleistungsaufgabe die Erbrin-

gung von Dienstleistungen, die ein Unternehmen, wenn es im eigenen gewerblichen Inte-

resse handelt, nicht oder nicht im gleichen Umfang oder nicht zu den gleichen Bedingungen 



 

übernommen hätte.1 Die Kommission ist außerdem der Auffassung, dass Dienstleistungen, 

die als Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse einzustufen sind, zum 

Wohle der Bürger oder im Interesse der Gesellschaft als Ganzes erbracht werden müssen.2 

 
Welche konkreten Dienstleistungen als „Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse“ aufzufassen sind, wird indes nicht abschließend vorgegeben. Hier kommt den 

Mitgliedstaaten, respektive den Verwaltungen ein weiter Ermessenspielraum zu. Die Kom-

mission ist lediglich befugt zu kontrollieren, dass dem Mitgliedstaat bei der Festlegung der 

Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse kein offenkundiger Fehler unter-

laufen ist. 

 

Die DAWI-Regelungen zielen im Ergebnis darauf ab, sicherzustellen, dass die geleistete 

Kompensation nicht wettbewerbsverzerrend wirkt, also weder eine unabhängig von der 

DAWI-Erbringung festzustellende defizitäre Unternehmensführung kompensiert, noch die 

tatsächlich erbrachte DAWI überkompensiert wird. 

 

Das neue DAWI-Regelungspaket besteht aus folgenden von der Europäischen Kommission 

am 20. Dezember 2011 und 25. April 2012 veröffentlichten Dokumenten: 

 

1. Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäi-

schen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen von all-

gemeinem wirtschaftlichem Interesse – DAWI-Mitteilung3, (2012/C 8/02); 

erläutert Grundlegendes zur beihilferechtlichen Bewertung von DAWI-Kompensationen 

und gibt Anhaltspunkte, wann nach der sog. „Altmark“-Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs eine Kompensation überhaupt nicht als staatliche Beihilfe anzuse-

hen ist und sich die Frage ihrer Vereinbarkeit mit dem Gemeinsam Markt daher gar 

nicht stellt. 

 

2. Beschluss der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse vom 20.12.2011 – DAWI-Freistellungsbeschluss4 (2012/21/EU), 

erläutert für den Fall, dass die Kompensation als Beihilfe anzusehen ist, innerhalb wel-

cher Schwellen und unter welchen Bedingungen eine solche Beihilfe von der Anmel-

dung bei der Kommission (Notifizierung) freigestellt ist;, 

 

                                                 
1 DAWI-Mitteilung, Rn. 47. 
2 DAWI-Mitteilung, Rn. 50.. 
3 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0004:0014:DE:PDF  
4 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:007:0003:0010:DE:PDF  
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3. Rahmen der Kommission zu Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-

resse vom 20.12.2011 – DAWI-Rahmen5 (2012/C 8/03), 

 erläutert für den Fall, dass eine Kompensation als Beihilfe anzusehen und nicht nach 

dem Freistellungsbeschluss von der Notifizierung freigestellt ist, welchen Prüfungs-

maßstab die Kommission ihrer beihilferechtlichen Überprüfung der zu notifizierenden 

Maßnahme zugrunde legen wird; 

 

4. Verordnung über die Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV auf De-minimis- 

 Beihilfen an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse erbringen vom 25.4.2012 – DAWI-De-minimis-VO6 (Verordnung (EU) 

360/2012), 

erweitert für DAWI-Kompensationen den sog. De-minimis-Schwellenwert auf  

500 000 EUR in drei Steuerjahren, mit der Folge, dass DAWI-De-minimis-Beihilfen 

zwar bescheinigt werden müssen, im Übrigen aber nicht als Beihilfe anzusehen sind.  

 

In der als Anhang beigefügten Überblicksdarstellung werden die wesentlichen Inhalte der 

DAWI-Beihilfevorschriften zusammengefasst und erläutert. Die Darstellung ersetzt nicht die 

Lektüre der Dokumente der EU-Kommission, die für die Beurteilung konkreter Einzelfälle 

unerlässlich ist.  

 

Die Darstellung steht unter dem Vorbehalt, dass eine rechtsverbindliche Auslegung des eu-

ropäischen Beihilferechts nur die Europäische Kommission bzw. die europäischen Gerichte 

vornehmen können. In Zweifelsfällen kann daher aus Gründen der Rechtssicherheit eine 

Anmeldung der geplanten Zuwendung bei der Europäschen Kommission empfehlenswert 

sein. 

 

Die Informationen wurden nach bestem Wissen und mit Sorgfalt aufbereitet, dennoch kann 

eine Gewähr für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte nicht gegeben wer-

den. Die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung haftet nicht für Schä-

den jeglicher Art, die durch Nutzung der Informationen verursacht werden, sofern ihr nicht 

vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden zur Last gelegt und nachgewiesen wird.  

 

Für Rückfragen steht der Verfasser gerne zur Verfügung. 

Im Auftrag 

Dr. Jens Homann

                                                 
5 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0015:0022:DE:PDF  
6 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:114:0008:0013:DE:PDF  

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0015:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:114:0008:0013:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0015:0022:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:114:0008:0013:DE:PDF
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1. Hintergrund 

1.1 Staatliche Beihilfen 

Die relevanten beihilferechtlichen Vorschriften finden sich in den Artikeln 107 bis 109 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)7. Grundsätzlich sind staatli-

che Beihilfen nicht zulässig, da sie den Wettbewerb behindern können. Staatliche Beihilfen 

sind in der Regel vor ihrer Gewährung der Kommission zur Genehmigung vorzulegen (zu 

notifizieren) und dürfen erst nach einer genehmigenden Entscheidung der Kommission ge-

währt werden. 

 

Gemäß Art. 107 Abs. 1 AEUV sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen 

gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktions-

zweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt un-

vereinbar, soweit sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

 

 
7 http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/compilation/a_01_03_11_de.pdf  
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Eine wichtige Ausnahme von der beihilferechtlichen Notifizierungspflicht besteht im Bereich 

der sog. Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI). Ausgleichs-

leistungen, die einem Dienstleister für die Erbringung einer DAWI als Ausgleich gewährt 

werden, um den mit der defizitären Leistungserbringung verbundenen wirtschaftlichen Nach-

teilen zu kompensieren, können je nach Ausgestaltung und Umfang entweder gar nicht als 

Beihilfe anzusehen sein oder sind zwar staatliche Beihilfen, die aber entweder aufgrund ih-

rer Höhe nicht notifiziert zu werden brauchen oder aber unter bestimmten Voraussetzungen 

genehmigungsfähig für die Kommission sind. 

1.2 Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 

(DAWI) 

Der Begriff der DAWI entstammt Art. 106 Abs. 2 AEUV. Einen aktuellen Überblick über die 

Begriffskonkretisierung unter Berücksichtigung der EuGH-Rechtsprechung gibt die Kommis-

sion in ihrer „Mitteilung über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäischen Union 

auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaftlichem Interesse“8 - K(2011) 9404 endgültig vom 20.12.2011 (DAWI-Mitteilung).  

Hiernach wird unionsrechtlich nicht vorgegeben, was als DAWI anzusehen ist und was nicht. 

Vielmehr haben die Mitgliedstaaten, respektive die Verwaltungen, einen weiten Ermessens-

spielraum bei der Frage, ob eine Dienstleistung als DAWI anzusehen ist. „Die Befugnisse 

der Kommission beschränken sich hierbei darauf zu kontrollieren, dass dem Mitgliedstaat 

bei der Festlegung der Dienstleistung als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse kein offenkundiger Fehler unterlaufen ist, und zu prüfen, ob die Ausgleichleistun-

gen staatliche Beihilfen umfassen.“ (Randziffer 46) 

 

Gemäß den Ziff. 45 ff. der DAWI-Mitteilung geht die Kommission bei dieser Prüfung auf „of-

fenkundige Fehler“ bei der DAWI-Festlegung davon aus, dass DAWI im Vergleich zu ande-

ren wirtschaftlichen Tätigkeiten immer „besondere Merkmale“ aufweisen. Das bedeutet, 

dass Dienstleistungen erbracht werden müssen, die nicht im eigenen gewerblichen Interes-

se des erbringenden Unternehmens, sondern im Interesse der Allgemeinheit liegen und da-

her ohne die Betrauung von diesem nicht, oder jedenfalls nicht im gleichen Umfang oder 

nicht zu den gleichen Konditionen erbracht würden. Im Ergebnis muss es sich um eine 

Dienstleistung handeln, die in dieser Weise mangels Rentabilität oder wirtschaftlicher Attrak-

tivität nicht vom Markt erbracht werden kann. Als Beispiel führt die Kommission den Breit-

bandausbau an und differenziert zwischen Gebieten, in denen bereits wettbewerbsfähige 

Breitbanddienste mit angemessener Flächendeckung angeboten werden (marktmäßige 

                                                 
8 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0004:0014:DE:PDF  
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Dienstleistung) und solchen, in denen Investoren nicht in der Lage sind, eine angemessene 

Breitbandversorgung anzubieten (DAWI). 

Schließlich geht die Kommission davon aus, dass DAWI stets zum Wohle der Bürger oder 

im Interesse der Gesellschaft als Ganzes erbracht werden müssen. 

 

1.2.1 Abgrenzung zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und  

 nicht-wirtschaftlicher Tätigkeit 

Es ist zunächst zu differenzieren zwischen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse und 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse.  

Dienstleistungen von allgemeinem Interesse fallen grundsätzlich nicht unter das Wettbe-

werbsrecht. Mit der Bereitstellung von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse kommt 

der Staat seinen Verpflichtungen gegenüber seinen Bürgern nach. Es handelt sich dabei um 

originär hoheitliche Tätigkeiten, die in der Regel mit dem Einsatz staatlichen Zwangs ver-

bunden sind. So können der Polizeidienst, Tätigkeiten im Justizvollzug, der Betrieb von 

Schulen und Einrichtungen der Erstausbildung derzeit eindeutig als nicht-wirtschaftliche Tä-

tigkeit eingeordnet werden. Weitere Beispiele sind die Flugverkehrssicherheit, die Überwa-

chung der Gewässerreinhaltung, die Finanzierung und Überwachung der Errichtung von 

Eisenbahninfrastrukturen sowie die Bildungssysteme, die vom Staat finanziert und über-

wacht werden (Schulen, Kindertageseinrichtungen, Hochschulen).  

 

Doch auch jenseits des hoheitlichen Tätigwerdens des Staates sind Dienstleistungen, die 

nicht-wirtschaftlicher Art sind, vom Anwendungsbereich des Beihilfenrechts ausgenommen 

und kommen damit auch nicht als DAWI in Betracht. Wichtigstes Merkmal ist der Wettbe-

werbsbezug der Tätigkeit. Steht die geförderte Dienstleistung nicht im Wettbewerb zu ande-

ren Marktteilnehmern, gibt es also keinen Markt für die konkrete Dienstleistung, so ist davon 

auszugehen, dass es sich nicht um eine wirtschaftliche Tätigkeit handelt und die Dienstleis-

tung mithin auch nicht als DAWI aufzufassen ist. 

 

1.2.2 Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 

Auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sind demgegenüber ge-

mäß Art. 106 Abs. 2 AEUV9 die Verträgen und insbesondere auch das EU-Beihilfenrecht 

anwendbar. Es gelten allerdings Sonderregeln, die im Folgenden dargestellt werden. Dienst-

leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zeichnen sich durch folgende Merk-

male aus: 

 Sie sind wichtig für ihre Nutzer/innen in deren täglichen Leben (es besteht ein allge-

meines öffentliches Interesse). 

                                                 
9 http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/compilation/a_01_03_11_de.pdf 
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 Sie stehen allen Nutzer/innen offen. 

 Sie werden zu gleichen Bedingungen und zu festgelegter Qualität, Preisen und Re-

gelmäßigkeit bereit gestellt (keine Diskriminierung). 

 Es liegt ein Marktversagen vor (die Dienstleistung wird nicht bereits von anderen 

Marktteilnehmern in hinreichender Form angeboten). 

 

 

2. Spezielle Beihilfevorschriften für DAWI 
Für DAWI gilt das grundsätzliche Beihilfeverbot nach Art. 107 AEUV mit der Einschränkung 

durch Art. 106 Abs. 2 AEUV. Diese Vorschrift stellt eine Sonderregelung zum grundsätzli-

chen Beihilfeverbot dar und verdeutlicht damit, dass im Bereich der DAWI spezielle Rege-

lungen gelten sollen. Gleichzeitig werden die zentralen Eckpunkte dieser Sonderregelungen 

umrissen: 

 die betreffende Dienstleistung muss eine DAWI und klar definiert sein, 

 das Unternehmen muss mit der Erbringung der DAWI beauftragt worden sein, 

 die Anwendung der Wettbewerbsregeln, insbesondere des Beihilfenrechts muss die 

Erfüllung der dem Unternehmen übertragenen Aufgaben verhindern, 

 durch eine Ausnahme vom Beihilfenverbot darf der Handelsverkehr nicht so beein-

trächtigt werden, dass dies dem Interesse der Union zuwiderläuft. 

 

Eine wesentliche Konkretisierung erfuhr dieser Ausnahmetatbestand durch die sog. Altmark 

Trans-Entscheidung des EuGH, die als Ausgangspunkt der beihilferechtlichen DAWI-

Regelungen noch immer von großer Bedeutung ist. 

 

2.1 Altmark Trans-Entscheidung 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) legte in seinem Urteil aus dem Juli 2003 (EuGH, Rs. 

C-280/0010, Altmark Trans) vier Voraussetzungen fest, die kumulativ zu erfüllen sind, um 

auszuschließen, dass die Ausgleichsleistung für die Erbringung einer DAWI eine staatliche 

Beihilfe darstellt: 

 

1. Das Unternehmen, welches staatliche Zahlungen erhält, muss mit der Erfüllung der 

Aufgaben betraut worden sein. Die Aufgaben sind klar zu definieren (Betrauungsakt). 

2. Die Parameter, anhand derer der Ausgleich berechnet wird, sind vor der Auszahlung 

objektiv und transparent festzulegen. Dabei ist darauf zu achten, dass das Unterneh-

men gegenüber den Wettbewerbern keinen wirtschaftlichen Vorteil erhält. 

                                                 
10 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62000J0280:DE:HTML 
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3.  Eine Überkompensation ist zu vermeiden. Das Unternehmen darf einen Ausgleich 

erhalten, der nicht über das hinausgeht, was erforderlich ist, um die Kosten der Erfül-

lung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter Berücksichtigung der dabei er-

zielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns zu decken. 

4. Das Unternehmen, dass die DAWI ausführen soll, muss entweder im Rahmen einer 

öffentlichen Auftragsvergabe ausgewählt worden sein oder die Höhe des Ausgleichs 

muss auf der Grundlage der Analyse der Kosten bestimmt werden, die ein durch-

schnittliches, gut geführtes Unternehmen hätte. Dabei sind die erzielter Einnahmen 

und ein angemessener Gewinn zu berücksichtigen. 

 

Werden die Altmark-Trans-Kriterien erfüllt, liegt keine Beihilfe vor. Bei der Gewährung von 

Zuwendungen ist indes in der Regel davon auszugehen, dass das 4. Altmark-Trans-

Kriterium aufgrund des aufwendig zu führenden Nachweises der hypothetischen Kosten 

eines fiktiven, durchschnittlichen, gut geführten Unternehmens nicht erfüllt ist.  

 

Die Kommission hat aus Gründen der besseren Handhabbarkeit von DAWI-Ausgleichs-

zahlungen auf der Grundlage der Altmark Trans-Entscheidung ein Legislativpaket vorgelegt, 

das dem Namen des damaligen Wettbewerbskommissars folgend als „Monti-Paket“ bekannt 

geworden ist. Diese Vorschriften wurden im Dezember 2011 durch das nun vorgelegte „Al-

munia“-Paket aktualisiert. 

 

2.2 DAWI-Mitteilung  

Die Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäi-

schen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen von allge-

meinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI-Mitteilung, 2012/C 8/02) enthält Begriffsdefinitio-

nen und allgemeine Erläuterungen zum Konzept der DAWI.  

 

Als Ausgangspunkt wird in der DAWI-Mitteilung festgestellt, dass bestimmte Dienstleistun-

gen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) nur dann erbracht werden, wenn 

die Mitgliedstaaten den ausführenden Unternehmen einen Ausgleich dafür zahlen, da die 

Erbringung dieser Dienstleistungen andernfalls unrentabel und mithin für private Dienstleis-

ter unattraktiv wäre. 

 

Im Folgenden werden in der DAWI-Mitteilung die einzelnen Parameter eines DAWI-

Ausgleichs erörtert. 

 

  5   
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2.2.1 Betrauung eines Unternehmens 

Beim Erbringer der DAWI muss es sich um ein Unternehmen im Sinne des Beihilfenrechts 

handeln. 

Der Begriff des Unternehmens umfasst nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs 

jede eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer Rechtsform und 

der Art ihrer Finanzierung.11 Unter wirtschaftlicher Tätigkeit wird jede Tätigkeit verstanden, 

die im Anbieten von Gütern und Dienstleistungen auf einem Markt besteht.12 

Es ist also zu prüfen, ob für eine Dienstleistung ein Markt existiert. Dies hängt davon ab, wie 

die Dienstleistung in dem betreffenden Mitgliedstaat organisiert ist und kann sich aufgrund 

politischer oder wirtschaftlicher Entscheidungen im Laufe der Zeit ändern. 

 

Das Beihilfenrecht ist nicht anzuwenden, wenn der Staat öffentliche Befugnisse ausübt, also 

typische hoheitliche Tätigkeiten ausführt. Beispiele sind Tätigkeiten der Armee oder der Po-

lizei, der Flugsicherung und Flugverkehrskontrolle, der Seeverkehrskontrolle und -sicherheit, 

Überwachungstätigkeiten zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung und Organisation, 

Finanzierung und Durchsetzung von Haftstrafen (siehe auch oben 1.2.1). 

 

Bei Systemen der sozialen Sicherheit ist nach dem Aufbau und ihrer Struktur zu entschei-

den, ob sie wirtschaftlich tätig sind. Unterschieden wird zwischen Systemen, die auf dem 

Prinzip der Solidarität beruhen und wirtschaftlichen Systemen. Merkmale von Solidarsystem 

sind u.a.: 

 verpflichtende Mitgliedschaft, 

 Leistungen unabhängig von den abgeführten Beiträgen und  

 staatliche Kontrolle. 

 

Im Gegensatz dazu weisen wirtschaftliche Systeme folgende Merkmale auf: 

 optionale Mitgliedschaft, 

 Ansprüche hängen von den geleisteten Beiträgen ab, 

 Gewinnorientierung, 

 zusätzliche Leistungen in Ergänzung zum Basissystem. 

 

Bei den Gesundheitssystemen gibt es zwischen den Mitgliedstaaten große Unterschiede. In 

den Mitgliedstaaten, in den Krankenhäuser und Gesundheitsdienstleister ihre Dienstleistun-

                                                 
11 EuGH, Urteil vom 12. September 2000, Pavel Pavlov u.a./Stichting Pensioenfonds Medische Specialisten, 
verbundene Rechtssachen C-180/98 bis C-184/98, Slg. 2000, I-6451 
12 EuGH, Urteil vom 16. Juni 1987, Kommission/Italien, Rechtssache 118/85, Slg. 1987, 2599, Randnr. 7; EuGH, 
Urteil vom 18. Juni 1998, Kommission/Italien, Rechtssache C-35/96, Slg. 1998, I-3851, Randnr. 36; verbundene 
Rechtssachen C-180/98 bis C-184/98, Pavel Pavlov u.a./Stichting Pensioenfonds Medische Spezialisten, 
Randnr. 75 
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gen gegen ein Entgelt anbieten, das entweder von den Patienten direkt oder über deren 

Versicherungen gezahlt wird, werden diese Dienstleistungen als wirtschaftlich eingestuft. 

Die Tätigkeiten von Ärzten und Apotheken werden ebenfalls als wirtschaftlich angesehen. 

Staatliche Bildungssysteme, die vom Staat finanziert und überwacht werden, werden als 

nicht-wirtschaftliche Tätigkeit eingeordnet. Dies gilt für alle Bildungseinrichtungen (Schulen, 

Berufsausbildungseinrichtungen, Kindertageseinrichtungen, Hochschulen), die vorrangig 

aus staatlichen Mitteln finanziert werden, auch wenn Eltern Entgelte in geringem Umfang 

entrichten. 

 

Im Bereich Forschung und Entwicklung fallen die folgenden Tätigkeiten nicht unter die Bei-

hilfevorschriften: 

 die Ausbildung von mehr und besser qualifizierten Humanressourcen, 

 die unabhängige Forschung und Entwicklung, auch im Verbund, zur Erweiterung des 

Wissens und des Verständnisses, 

 die Verbreitung der Forschungsergebnisse. 

Hierunter wird vor allem die Forschung und Entwicklung an den Hochschulen und For-

schungsinstituten fallen. Einzelne Aspekte des Technologietransfers werden ebenfalls als 

nicht-wirtschaftlich angesehen. 

 

2.2.2 Ausgleich aus staatlichen Mitteln 

Erfasst werden nur solche Ausgleichsleistungen, die aus staatlichen Mitteln stammen. 

Die Mittel sind auch dann als staatliche Mittel anzusehen, wenn sie von einem öffentlichen 

Unternehmen oder gemäß der Entscheidung eines durch die öffentliche Hand besetzten 

Entscheidungsgremiums gewährt werden, unabhängig davon, ob sie formal einem öffentli-

chen Haushalt bereits zugeflossen sind.13 Staatliche Mittel können in vielfältigen Formen 

vergeben werden, z.B. als direkte Zuschüsse, Steuergutschriften oder Sachleistungen. 

Ebenso kann die Vergabe von Lizenzen zur Inanspruchnahme oder Nutzung öffentlicher 

Bereiche ohne Ausschreibung eine Beihilfe darstellen.  

 Mittel, die von der Europäischen Union an das Land fließen, um durch Stellen des Landes 

als Fördermittel vergeben zu werden (z.B. Strukturfondsmittel) sind ebenfalls als staatliche 

Mittel anzusehen.  

 

2.2.3 Auswirkungen auf den Handel 

Ausgleichsleistungen für die Erbringung von DAWI sind nur dann beihilfenrechtlich erheb-

lich, wenn sie geeignet sind, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen. 

                                                 
13 EuGH-Urteil in der Rechtssache C-482/99 Frankreich/Kommission 

  7   



Rundschreiben WiTechForsch Nr. 1/2012 – Beihilfenvorschriften für DAWI 

 
Die Kommission hält jedoch selbst dann, wenn faktisch nur ein einziger Dienstleistungserb-

ringer auf einem Markt tätig ist oder das begünstigte Unternehmen nicht selbst an grenz-

überschreitenden Tätigkeiten beteiligt ist, eine Bedrohung des Handels für möglich, wenn 

potentiellen, weiteren Marktteilnehmern durch die Begünstigung des betrauten Unterneh-

mens der Marktzutritt erschwert werden könnte. Ausnahmen sind Tätigkeiten, die rein loka-

ler Natur sind. Als Beispiele führt die Kommission an: 

 Schwimmbäder, die überwiegend von den örtlichen Einwohnern genutzt werden,14 

 örtliche Krankenhäuser, die ausschließlich für die örtliche Bevölkerung bestimmt 

sind,15 

 örtliche Museen, die wahrscheinlich keine grenzüberschreitenden Besucher anzie-

hen16 und  

 lokale Kulturveranstaltungen, bei denen das potenzielle Publikum örtlich begrenzt ist.17 

 

Aufgrund der zahlreichen internationalen Besucher Berlins dürfte diese Lokalausnahme in 

Berlin allerdings selten zum Tragen kommen und müsste gut begründet werden. 

 

2.2.4 Voraussetzungen, unter denen Ausgleichsleistungen für öffentliche  

 Dienstleistungen keine staatlichen Beihilfen darstellen  

(Altmark Trans-Kriterien) 

In der DAWI-Mitteilung werden die vier Voraussetzungen wiedergegeben und erläutert, un-

ter denen nach der EuGH Entscheidung zu Altmark Trans Ausgleichsleistungen für DAWI 

nicht als staatliche Beihilfen anzusehen sind.  

2.2.4.1 Betrauung mit einer DAWI 

Ein Unternehmen muss mit der Erbringung einer DAWI im o.g. Sinne betraut worden sein. 

Der Betrauungsakt bedarf zu Nachweiszwecken der Schriftform. Er kann sich folglich z.B. 

aus Zuwendungsbescheid, öffentlich-rechtlichem Vertrag oder Gesetz ergeben, solange klar 

definiert ist, um welche DAWI es sich handelt und in welchem Umfang (auch räumlich) diese 

zu erbringen ist. 

2.2.4.2 Ausgleichsparameter 

Die Ausgleichsparameter müssen im Voraus objektiv und transparent vorgegeben werden. 

Es dürfen nur die Kosten berücksichtigt werden, die unmittelbar mit der Erbringung der 

                                                 
14 Entscheidung der Kommission in der Sache N 258/00 – Deutschland – Freizeitbad Drosten (ABl. C 171 vom 
16.6.2001, S. 16) 
15 Entscheidung der Kommission in der Sache N 543/01 – Irland – Steuerliche Abschreibung für Krankenhäuser 
(ABl. C 154 vom 28.6.2002) 
16 Entscheidung der Kommission in der Sache N 630/03 – Italien – Unterstützung für örtliche Museen in Sardi-
nien – Sardinien (ABl. C 275 vom 8.12.2005, S. 3) 
17 Entscheidung der Kommission in der Sache N 257/07 – Spanien – Zuschüsse für Theaterproduktionen im 
Baskenland (ABl. C 173 vom 26.7.2007, S. 2) 
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DAWI im Zusammenhang stehen. Alle Einnahmen, de das Unternehmen mit der Erbringung 

der DAWI erzielt, müssen abgezogen werden. Ggf. müssen auch die Kriterien für die Be-

rechnung eines angemessenen Gewinns festgelegt werden. 

 

Bei Ausschreibungen ist die Methode zur Berechnung der Ausgleichsleistungen in den Aus-

schreibungsunterlagen zu nennen. 

2.2.4.3 Vermeidung von Überkompensation 

Der Ausgleich darf nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um die Kosten für die 

Erfüllung der Verpflichtung zur Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen unter Berück-

sichtigung der dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns ganz oder 

teilweise zu decken.  

 

Als angemessener Gewinn wird die Kapitalrendite angesehen, die ein typisches Unterneh-

men zugrunde legt, um unter Berücksichtigung des jeweiligen Risikos zu entscheiden, ob es 

die DAWI über den gesamten Zeitraum erbringt. Es sollten möglichst vergleichbare Unter-

nehmen – auch in anderen Mitgliedstaaten – als Grundlage herangezogen werden. 

 

2.2.4.4 Auswahl des Dienstleistungserbringers 

Nach dem 4. Altmark-Kriterium muss der Dienstleistungserbringer entweder aus einer Aus-

schreibung hervorgegangen sein oder es muss ein Leistungsvergleich mit einem durch-

schnittlichen, gut geführten und mit den notwendigen Mitteln angemessen ausgestatteten 

Unternehmen vorgenommen worden sein. 

 

Sofern eine öffentliche bzw. offene Ausschreibung durchgeführt wurde, sollte der Anbieter 

gewählt werden, der die DAWI zu den niedrigsten Kosten anbietet. Auch das wirtschaftlich 

günstigste Angebot wird akzeptiert, wenn dieses dem Marktwert entspricht. In Ausnahmefäl-

len können auch andere Vergabeverfahren gewählt werden, nicht aber Verhandlungsverfah-

ren ohne Veröffentlichung einer Bekanntmachung 

 

In Fällen, in denen keine Ausschreibung durchgeführt wurde und in denen eine allgemein 

akzeptierte marktübliche Vergütung besteht, kann die Ausgleichsleistung daran orientiert 

werden. Gibt es keine marktübliche Vergütung, „muss die Höhe der Ausgleichsleistung auf 

der Grundlage einer Analyse der Kosten bestimmt werden, die einem durchschnittlichen, gut 

geführten Unternehmen, das so angemessen mit Sachmitteln ausgestattet ist, das es den 

gestellten Anforderungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen genügen kann, bei 

der Erfüllung der betreffenden Verpflichtung entstünden, wobei die dabei erzielten Einnah-
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men und ein angemessener Gewinn aus der Erfüllung dieser Verpflichtungen zu berücksich-

tigen sind“ (Randziffer 70.). Für die Beurteilung, was ein „gut geführtes Unternehmen“ ist, 

sind objektive Kriterien heranzuziehen (z.B. Gewinne. Einhaltung geltender Rechnungsle-

gungsmaßnahmen, Produktivität, Qualität der Dienstleistung). 

 

2.3 DAWI-Freistellungsbeschluss  

Der Beschluss der Kommission vom 20.12.2011 über die Anwendung von Artikel 106 Ab-

satz 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen 

in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbrin-

gung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (DAWI-

Freistellungsbeschluss18) ersetzt die Freistellungsentscheidung (2005/842/EG) aus dem 

Monti-Paket. Der Freistellungsbeschluss ist am 31. Januar 2012 in Kraft getreten. 

 

Er enthält die Voraussetzungen, unter denen staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleis-

tungen für die Erbringung von DAWI von der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV 

befreit sind, da bei Einhaltung der im Beschluss enthaltenen Vorgaben der Handelsverkehr 

und der Wettbewerb nicht in einem Ausmaß gestört werden, das dem Interesse der EU zu-

widerliefe. 

 

Der Freistellungsbeschluss darf nur auf solche DAWI angewendet werden, für deren Erbrin-

gung Ausgleichsleistungen von bis zu 15 Mio. Euro/Jahr je Maßnahme geleistet werden 

(jährlicher Durchschnitt während des Betrauungszeitraums). Diese Betragsgrenze gilt nicht 

für Krankenhäuser, den sozialen Wohnungsbau und Sozialdienstleistungen (Gesundheits-

dienste, Langzeitpflege, Kinderbetreuung, Zugang zum Arbeitsmarkt, Betreuung und soziale 

Einbindung sozial schwacher Bevölkerungsgruppen). In diesen DAWI-Bereichen gilt der 

Beschluss ohne Betragsschwelle. Nicht anwendbar ist der Freistellungsbeschluss auf den 

Landverkehr. Für den See- und Luftverkehr gelten spezielle Vorschriften für Ausgleichsleis-

tungen. 

 

Die Betrauungsdauer sollte auf höchstens 10 Jahre beschränkt werden. Im Sozialen Woh-

nungsbau und bei anderen Investitionen mit längeren Abschreibungszeiträumen gilt diese 

Höchstdauer nicht. 

 

Der Mitgliedstaat muss das betreffende Unternehmen ausdrücklich mit der Erbringung einer 

bestimmten DAWI betraut haben. In einem Betrauungsakt sind die übertragenen Verpflich-

tungen klar festzulegen. Der Betrauungsakt muss mindestens folgende Punkte enthalten: 

                                                 
18 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:007:0003:0010:DE:PDF 
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 Gegenstand und Dauer der Verpflichtung zur Erbringung von öffentlichen Dienstleis-

tungen 

 das Unternehmen und ggf. das betreffende Gebiet 

 die Art etwaiger dem Unternehmen durch die betreffende Behörde gewährter aus-

schließlicher und besonderer Rechte 

 Parameter für die Berechnung, Überwachung und Änderung der Ausgleichsleistungen 

und  

 Maßnahmen zur Vermeidung und Rückforderung einer etwaigen Überkompensation 

und 

 Verweis auf den Freistellungsbeschluss 

Ein Betrauungsakt bedarf zu Nachweiszwecken in jedem Fall der Schriftform. Denkbar sind 

sowohl Zuwendungsbescheide als auch Verträge oder Gesetze, sofern die genannten Be-

dingungen erfüllt sind. 

 

Die Ausgleichsleistung darf nur die Nettokosten abdecken und einen angemessenen Ge-

winn des Erbringers berücksichtigen.  

 Die Nettokosten ergeben sich aus den Kosten der DAWI-Erbringung abzüglich der 

Einnahmen, die mit der DAWI erzielt wurden. Übt das Unternehmen auch andere Tä-

tigkeiten aus, dürfen nur die Kosten berücksichtigt werden, die durch die Dienstleis-

tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse entstehen. Bei Ausgleichszahlungen 

von mehr als 15 Mio. Euro an ein Unternehmen, das neben der DAWI noch andere 

Tätigkeiten ausübt, muss der Mitgliedstaat im Internet oder in sonstiger geeigneter 

Weise den Betrauungsakt oder eine Zusammenfassung und den jährlichen Beihilfebe-

trag veröffentlichen (Artikel 7, Transparenz). 

 Dazu, welcher Gewinn als „angemessen“ anzusehen ist, enthält der Freistellungsbe-

schluss umfangreiche Ausführungen (Randziffern 18 bis 22, Artikel 5 ) auf die an die-

ser Stelle verwiesen sei. 

 

Zu den Übergangsregelungen für bereits nach der Freistellungsentscheidung 2005/842/EG 

freigestellte Beihilfen sowie für bereits gewährte Beihilfen, die nach dem Freistellungsbe-

schluss freigestellt sind, sei auf Art. 10 des Freistellungsbeschlusses verwiesen. 

 

Unterlagen zu den Betrauungen sind während des Betrauungszeitraums und mindestens 10 

Jahre ab Ende des Betrauungszeitraums aufzubewahren. 

 

Die Mitgliedstaaten müssen alle zwei Jahre über die Umsetzung des Beschlusses berichten. 

Dieser Berichtspflicht wird im Land Berlin durch die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Tech-
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nologie und Forschung, Referat II C, nachgekommen. Dem Freistellungbeschluss unterfal-

lende Ausgleichsleistungen sind daher dem Unterzeichner mitzuteilen. 

 

Gegenüberstellung der alten und der neuen Regelung 

 Freistellungsentscheidung 
(2005/842/EG) 

Freistellungsbeschluss 
(K(2011) 9380 endgültig) 

DAWI ist Beihilfe, aber nicht notifizierungspflichtig 

Jahrsumsatz des Un-
ternehmens 

weniger als 100 Mio. EUR 
während der letzten zwei 
Jahre 

keine Umsatzbegrenzung 

Beihilfenhöhe weniger als 30 Mio. EUR unter 15 Mio. EUR/Jahr 
Ausnahmen Betrags-
begrenzung 

Krankenhäuser, sozialer 
Wohnungsbau 

Krankenhäuser, sozialer Woh-
nungsbau und Sozialdienstleis-
tungen 

Betrauungsdauer keine Begrenzung höchstens 10 Jahre, Ausnah-
men für langfristige Investitio-
nen 

Inhalt Betrauungsakt  Art und Dauer der Ge-
meinwohlverpflichtung, 

 das beauftragte Unter-
nehmen und der geografi-
sche Geltungsbereich, 

 Art und Dauer der dem 
Unternehmen ggf. ge-
währten ausschließlichen 
oder besonderen Rechte, 

 die Parameter für die Be-
rechnung, Überwachung 
und etwaige Änderung der 
Ausgleichzahlungen, 

 die Vorkehrungen, die 
getroffen wurden, damit 
keine Überkompensation 
entsteht bzw. etwaige 
überhöhte Ausgleichszah-
lungen zurückgezahlt 
werden. 

 den genauen Gegenstand 
 die genaue Dauer 
 das betreffende Unternehmen 
 das abzudeckende Gebiet 
 etwaige ausschließliche oder 

besondere Recht 
 eine Beschreibung des Aus-

gleichsmechanismus 
 die Parameter zur Bestim-

mung der Ausgleichsleistun-
gen und zur Vermeidung und 
Rückforderung einer etwaigen 
Überkompensation 

 Verweis auf den Freistel-
lungsbeschluss 

Begrenzung Aus-
gleichsbetrag 

ja (Kosten + angemessener 
Gewinn) 

ja (Kosten + angemessener Ge-
winn) 

Überkompensation nein nein 

 

 

2.4 DAWI-Rahmen 
Der als Mitteilung der Kommission veröffentlichte Rahmen der Europäischen Union für staat-

liche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen für die Erbringung öffentlicher Dienstleis-

tungen (2011) (DAWI-Rahmen19) wird nur angewendet, wenn der Freistellungsbeschluss 

                                                 
19 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2012:008:0015:0022:DE:PDF 
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nicht anwendbar ist. Der DAWI-Rahmen gilt nicht für den Landverkehr, den öffentlichen 

Rundfunk und Unternehmen in Schwierigkeiten. 

 

DAWI-Ausgleichszahlungen, die unter den DAWI-Rahmen fallen, sind bei der Europäischen 

Kommission nach Art. 108 Abs. 3 AEUV anzumelden (zu notifizieren) und werden von der 

Kommission auf ihre Zulässigkeit hin untersucht. Der DAWI-Rahmen gibt die Voraussetzun-

gen und Bedingungen wieder, unter denen die Kommission DAWI-Ausgleichsleistungen – 

ggf. unter Bedingungen und Auflagen – als mit dem Binnenmarkt vereinbar ansehen und 

demzufolgen genehmigen wird. 

 

Die Voraussetzungen, die erfüllt werden müssen, entsprechend weitgehend den Vorgaben 

des Freistellungsbeschlusses: 

 Es muss sich tatsächlich um eine DAWI handeln und sie muss genau beschrieben 

werden. Die Kommission prüft dabei, ob eine Dienstleistung vom Markt erbracht wer-

den kann, allerdings beschränkt sich diese Prüfung auf offensichtliche Fehler. 

 Der Bedarf an der DAWI soll anhand einer öffentlichen Konsultation oder anderer an-

gemessener Mittel ermittelt werden. 

 In einem schriftlich fixierten Betrauungsakt sind festzulegen 

o Gegenstand und Dauer der Verpflichtungen zur Erbringung von öffentlichen 

Dienstleistungen 

o das Unternehmen und ggf. das betreffende Gebiet 

o die Art etwaiger dem Unternehmen durch die Bewilligungsbehörden gewährter 

ausschließlicher oder besonderer Rechte 

o eine Beschreibung des Ausgleichsmechanismus sowie die Parameter für die Be-

rechnung, Überwachung und Änderung der Ausgleichsleistungen und 

o Maßnahmen zur Vermeidung und Rückforderung einer etwaigen Überkompen-

sation 

 

Die Ausgleichsleistung darf nicht über die Nettokosten einschließlich eines angemessenen 

Gewinns hinausgehen. Die wahrscheinlichen Nettokosten sollten nach der net-avoided-cost-

Methode berechnet werden, sofern diese zulässig und geeignet ist. Diese Methode wird im 

Rahmen beschrieben (vgl. Rz. 25– 27). Es muss zudem nachgewiesen werden, dass der 

voraussichtliche Gewinn nicht höher ist als der, den ein typisches Unternehmen bei der Ent-

scheidung darüber, ob es die Dienstleistung erbringt, zugrunde legen würde. Nähere Aus-

führungen zur Beurteilung, ob ein Gewinn angemessen ist, finden sich in den Rz. 33 bis 38. 
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Nach dem DAWI-Rahmen müssen die Mitgliedstaaten zudem Effizienzanreize vorsehen, 

damit in effizienter Weise hochwertige Dienstleistungen erbracht werden oder begründen, 

warum dies nicht möglich ist. Für die Messung der Effizienz müssen objektive und messbare 

Daten und Kriterien zugrunde gelegt und im Betrauungsakt festgelegt werden. 

 

Ein Unternehmen, das sowohl DAWI als auch andere Tätigkeiten ausübt, muss die Buchfüh-

rung für beide Bereiche trennen. Auch für mehrere DAWI müssen die Bücher getrennt ge-

führt werden. 

 

Überkompensationen stellen unvereinbare staatliche Beihilfen dar und müssen daher ver-

mieden bzw. zurückgefordert werden. Die Mitgliedstaaten müssen regelmäßige Kontrollen 

im Abstand von höchstens drei Jahren durchführen, um sicherzustellen, dass keine Über-

kompensation stattfindet. Bei Beauftragung im Wege eines Vergabeverfahrens mit Veröf-

fentlichung müssen die Kontrollen mindestens alle 2 Jahre erfolgen. 

 

In Fällen, in denen die Kommission schwerwiegende Wettbewerbsverzerrungen befürchtet, 

kann die Kommission eine eingehende Prüfung vornehmen (siehe 2.9). Sie kann z.B. prü-

fen, ob durch Auflagen für die Mitgliedstaaten oder durch Aufforderungen der Mitgliedstaa-

ten zur Unterbreitung von Verpflichtungsangeboten diese Verzerrungen abgemildert werden 

können. 

 

Der Mitgliedstaat muss zu jeder Ausgleichsleistung nach dem DAWI-Rahmen Informationen 

ins Internet oder in sonstiger angemessener Weise veröffentlichen. Diese müssen folgende 

Informationen enthalten: 

 die Ergebnisse der öffentlichen Konsultation oder der sonstigen angemessenen Mittel 

 den Gegenstand und die Dauer der DAWI 

 das Unternehmen und ggf. betreffendes Gebiet 

 den Jährlichen Beihilfebetrag 

 

Die Mitgliedstaaten müssen alle zwei Jahre der Kommission einen Bericht über die Einhal-

tung des DAWI-Rahmens vorlegen. Zudem müssen Jahresberichte über die gewährten Bei-

hilfen vorgelegt werden. Dieser Berichtspflichten wird im Land Berlin durch die Senatsver-

waltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung, Referat II C, nachgekommen. Dem 

DAWI-Rahmen unterfallende Ausgleichsleistungen sind daher dem Unterzeichner mitzutei-

len. 
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Bis zum 31. Januar 2013 veröffentlichen die Mitgliedstaaten eine Liste ihrer bestehenden 

Beihilferegelungen über Ausgleichsleistungen für die Verpflichtung zur Erbringung von öf-

fentlichen Dienstleistungen, die mit dem DAWI-Rahmen bis zum 31. Januar 2014 in Ein-

klang zu bringen sind. 

 

2.5 DAWI-De-minimis-Verordnung 

Bei der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25.4.2012 (in Kraft seit dem 

27.04.2012) über die Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV auf De-minimis-Beihilfen an 

Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen 

(DAWI-De-minimis-VO20), handelt es sich um spezielle De-minimis-Vorschriften für die 

DAWI-Erbringung. Die Kommission geht mit der DAWI-De-minimis-VO davon aus, dass 

Beihilfen für DAWI bis zur Höhe von 500.000 Euro in drei Steuerjahren den Handel zwi-

schen den Mitgliedstaaten nicht beeinträchtigen und den Wettbewerb nicht verfälschen. Die 

DAWI-De-minimis-VO ist für alle DAWI-Bereiche anwendbar, ausgenommen sind die in Art. 

1 Abs. 2 der VO genannten Beihilfen. 

 

Wie die bisher wichtigste allgemeine De-minimis-VO 1998/2006/EG werden auch der DAWI-

De-minimis-VO unterfallende Ausgleichsleistungen gar nicht als Beihilfen im Sinne des 

AEUV aufgefasst und bedürfen daher weder eine Freistellung noch einer Genehmigung 

durch die Kommission. Auf den DAWI-De-minimis Schwellenwert sind dabei andere De-

minimis-Beihilfen anzurechnen. Das bedeutet, dass der Rahmen der DAWI-De-minims-VO 

je Unternehmen nur in der Höhe zur Verfügung steht, in der er nicht bereits durch die Ge-

währung anderer (nicht-DAWI-) De-minimis-Beihilfen in Anspruch genommen wurde. 

 

Das Unternehmen muss schriftlich mit der Erbringung der DAWI betraut werden. Der Be-

trauungsakt muss allerdings nicht den weiteren Vorgaben genügen. die im Freistellungsbe-

schluss an einen Betrauungsakt gestellt werden. 

 

De-minimis-Beihilfen dürfen nicht mit anderen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Kosten 

kumuliert werden, wenn dadurch die zulässigen Beihilfehöchstintensitäten überschritten 

werden. DAWI-De-minimis-Beihilfen dürfen auch nicht mit anderen DAWI-Beihilfen oder 

DAWI-Ausgleichsleistungen, die nach dem Altmarkt-Urteil keine Beihilfen darstellen, kumu-

liert werden. 

 

Die DAWI-De-minimis-Verordnung gilt nur für transparente Beihilfen, d.h. der Wert der Bei-

hilfe (das Bruttosubventionsäquivalent) muss sich im Voraus berechnen lassen. Die Berech-

                                                 
20 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2012:114:0008:0013:DE:PDF 
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nung des Bruttosubventionsäquivalentes ist in allen Fällen notwendig, in denen kein Barzu-

schuss gewährt wird (z.B. Darlehen). 

 

Vor der Gewährung der Beihilfe muss das Unternehmen eine De-minimis-Erklärung abge-

geben. Darin gibt er Auskunft über im laufenden und den letzten 2 Jahren erhaltene De-

minimis-Beihilfen. Der Zuwendungsgeber stellt eine De-minimis-Bescheinigung aus, in der 

der Beihilfebetrag mitgeteilt wird und darauf hingewiesen wird, dass es sich um eine De-

minimis-Beihilfe handelt. Unterlagen zur Gewährung von DAWI-De-minimis-Beihilfen sind für 

10 Jahre ab Gewährung aufzubewahren. 

 

Die DAWI-De-minimis-Verordnung gilt auch für De-minimis-Beihilfen, die vor Inkrafttreten 

Unternehmen gewährt wurden, die DAWI erbringen. 
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3.  Übersicht 
 

 DAWI unter Einhaltung der 
Altmark-Trans-Kriterien 

DAWI nach Freistellungsbe-
schluss 

DAWI nach DAWI-Rahmen DAWI nach DAWI-De-
minimis-Verordnung 

Beihilfe? keine Beihilfe Beihilfe 
mit dem Binnenmarkt vereinbar 
keine Anmeldung oder Anzeige 

Beihilfe 
Anmeldung 

keine Beihilfe 
keine Anmeldung oder Anzei-
ge 

Betragsgrenze keine bis 15 Mio.EUR/Jahr/Maßnahme 
außer für  
Krankenhäuser und  
Sozialdienstleistungen (auch sozia-
ler Wohnungsbau) 

über 15 Mio. EUR/Jahr/Maßnahme 500.000 EUR/Unternehmen in  
3 Steuerjahren 

Voraussetzungen  Betrauungsakt 
 objektive und transparente 

Festlegung der Parameter 
für die Berechung des 
Ausgleichs 

 keine Überkompensation 
 Auswahl des Unterneh-

mens nach öffentlichen 
Ausschreibung oder Fest-
legung der Höhe des Aus-
gleichs auf der Grundlage 
der Analyse der Kosten, 
die ein durchschnittliches, 
gut geführtes Unternehmen 
hätte 

 Kontrolle, überzahlte Mittel zurück-
fordern 

 Aufbewahrung von Unterlagen zu 
Betrauungen mind. 10 Jahre ab 
Ende der Betrauung 

 

 es muss sich um eine DAWI han-
deln 

 genaue Beschreibung der DAWI  
 öffentlichen Konsultation oder 

andere angemessene Mittel zur 
Ermittlung des Bedarfs an der 
DAWI 

 es müssen Effizienzanreize vor-
gesehen werden 

 Trennung der Buchführung bei 
mehreren DAWI oder DAWI und 
anderen wirtschaftlichen Tätigkei-
ten 

 Keine Überkompensation, Kon-
trollen spätestens alle 2 bzw. 3 
Jahre 

 

 De-minimis-Erklärung 
 De-minimis-Bescheinigung 
 andere De-minimis-Beihilfen 

sind auf den Höchstbetrag 
anzurechnen 

Dauer der Be-
trauung 

 in der Regel für höchstens 10 Jahre 
 

nicht länger als der Abschrei-
bungszeitraum für Vermögenswer-
te 
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 DAWI unter Einhaltung der 

Altmark-Trans-Kriterien 
DAWI nach Freistellungsbe-
schluss 

DAWI nach DAWI-Rahmen DAWI nach DAWI-De-
minimis-Verordnung 

Betrauungsakt   Gegenstand und Dauer der Ver-
pflichtung zur Erbringung von öf-
fentlichen Dienstleistungen 

 das Unternehmen und ggf. das 
betreffende Gebiet 

 die Art etwaiger dem Unternehmen 
durch die betreffende Behörde ge-
währter ausschließlicher und be-
sonderer Rechte 

 Parameter für die Berechnung, 
Überwachung und Änderung der 
Ausgleichsleistungen und  

 Maßnahmen zur Vermeidung und 
Rückforderung einer etwaigen 
Überkompensation und 

 Verweis auf den Freistellungsbe-
schluss 

 Gegenstand und Dauer der Ver-
pflichtungen zur Erbringung von 
öffentlichen Dienstleistungen 

 das Unternehmen und ggf. das 
betreffende Gebiet 

 die Art etwaiger dem Unterneh-
men durch die Bewilligungsbe-
hörden gewährter ausschließli-
cher oder besonderer Rechte 

 eine Beschreibung des Aus-
gleichsmechanismus sowie die 
Parameter für die Berechnung, 
Überwachung und Änderung der 
Ausgleichsleistungen und 

 Maßnahmen zur Vermeidung und 
Rückforderung einer etwaigen 
Überkompensation 

 Betrauung mit der DAWI, 
keine Vorschriften zum sons-
tigen Inhalt 

Transparenz  Veröffentlichung des Betrauungsak-
tes oder einer Zusammenfassung 
undes jährlichen Beihilfebetrages im 
Internet oder sonstiger geeigneter 
Form bei Ausgleichszahlungen von 
mehr als 15 Mio. EUR an ein Unter-
nehmen, das neben der DAWI noch 
andere Tätigkeiten ausübt 

Veröffentlichung aller DAWIs nach 
dem Rahmen imInternet oder in 
sonstiger angemessener Weise mit 
folgenden Informationen: 
 Ergebnisse der öffentlichen Kon-

sultation oder der sonstigen an-
gemessenen Mittel 

 Gegenstand und Dauer der DAWI 
 Unternehmen und ggf. betreffen-

des Gebiet 
 Jährlichen Beihilfebetrag 

 

Berichtspflicht  alle 2 Jahre Bericht über Umsetzung 
des Beschlusses 

 alle zwei Jahre Bericht über die 
Einhaltung der Mitteilung 

 Jahresberichte über Beihilfen  

keine 
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